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Aufgrund des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Verwaltungskostengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni
2018 (GVBl. S. 330), verordnet die Landesregierung:

Artikel 11)

Änderung der Verwaltungs-
kostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Umwelt, 

Klimaschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Die Anlage der Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Um-
welt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 8. Dezember 2009 (GVBl. I S. 522),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. November 2018 (GVBl. S. 679), wird wie folgt geän-
dert:

1. Nach Nr. 2216 wird als Nr. 2217 eingefügt:
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Elfte Verordnung
zur Änderung verwaltungskostenrechtlicher Vorschriften

Vom 10. Dezember 2019

1) Ändert FFN 305-65

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

2217 Genehmigung oder Zulassung, 40 bis 800
Ausnahme von Verboten oder Be-
schränkungen nach dem TierGesG 
oder den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen

2. In Nr. 2311011 wird in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

3. In Nr. 2311012 wird in Spalte 4 die Angabe „100“ durch „150“ ersetzt.

4. In Nr. 2311013 wird in Spalte 4 die Angabe „220“ durch „260“ ersetzt.

5. In Nr. 2311031 wird in Spalte 4 die Angabe „80“ durch „100“ ersetzt.

6. In Nr. 2311032 wird in Spalte 4 die Angabe „150“ durch „200“ ersetzt.

7. In Nr. 2311041 wird in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

8. In Nr. 2311042 wird in Spalte 2 die Angabe „50“ durch „51 bis 300“ ersetzt. In Spalte 4 wird die
Angabe „100“ durch „150“ ersetzt.

9. Nach Nr. 2311042 wird als Nr. 2311043 eingefügt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

2311043 über 300 Tiere 260

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

2311053 über 500 Tiere 260

10. In Nr. 2311051 wird in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

11. In Nr. 2311052 wird in Spalte 2 die Angabe „100“ durch „101 bis 500“ ersetzt. In Spalte 4 wird
die Angabe „100“ durch „150“ ersetzt.

12. Nach Nr. 2311052 wird als Nr. 2311053 eingefügt:
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13. In Nr. 2311061 wird in Spalte 4 die Angabe „120“ durch „150“ ersetzt.

14. In Nr. 2311062 wird in Spalte 4 die Angabe „240“ durch „280“ ersetzt.

15. In Nr. 2311081 wird in Spalte 4 die Angabe „60“ durch „80“ ersetzt.

16. In Nr. 2311082 wird in Spalte 4 die Angabe „120“ durch „150“ ersetzt.

17. In Nr. 2311091 wird in Spalte 4 die Angabe „60“ durch „80“ ersetzt.

18. In Nr. 2311092 wird in Spalte 4 die Angabe „120“ durch „150“ ersetzt.

19. In Nr. 2311093 wird in Spalte 4 die Angabe „220“ durch „260“ ersetzt.

20. In Nr. 231110 wird in Spalte 4 die Angabe „6“ durch „9“ und die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

21. In Nr. 231111 wird in Spalte 4 die Angabe „6“ durch „9“ und die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

22. In Nr. 2311121 wird in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

23. In Nr. 2311122 wird in Spalte 4 die Angabe „50 “ durch „80“ ersetzt.

24. In Nr. 231113 wird in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

25. In Nr. 2311141 wird in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

26. In Nr. 2311142 wird in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „80“ ersetzt.

27. In Nr. 233 wird in Spalte 2 nach dem Wort „Einfuhr“ das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt
und nach dem Wort „Durchfuhr“ die Wörter „und der Ausfuhr“ eingefügt.

28. Die bisherigen Nr. 23311 bis 233114 werden durch folgende Nr. 23311 bis 233118 ersetzt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

23311 bei Einfuhr aus Neuseeland nach dem 
Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1084
für Er zeugnisse, die dem Abkommen
zwischen der EU und Neuseeland über
veterinärhygienische Maßnahmen im
Handel mit lebenden Tieren und tieri-
schen Erzeugnissen unterliegen und 
die als vollständig gleichwertig aner-
kannt sind

233111 Fleisch und Fleischerzeugnisse bis 1 t je Sendung 58,12

233112 Fleisch und Fleischerzeugnisse über 1 t je Sendung 65,87

233113 Geflügelfleisch und Geflügelfleischer- je Sendung 62
zeugnisse bis 4 t

233114 Geflügelfleisch und Geflügelfleischer- je Sendung 69,75
zeugnisse über 4 t

233115 sonstige Lebensmittel tierischen Ur- je Sendung 58,12
sprungs bis 200 Packstücke bis 200 Packstücke

233116 sonstige Lebensmittel tierischen Ur- je weiteres kontrol- 7,74
sprungs über 200 Packstücke liertes Packstück 

einer Sendung

233117 andere Erzeugnisse tierischen Ur- je Sendung 58,12
sprungs

233118 nur Dokumentenkontrolle bei je Sendung 42,62
Nr. 233111 bis 233115

29. Die bisherigen Nr. 23312 bis 233124 werden durch folgende Nr. 23312 bis 233128 ersetzt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

23312 bei anderen Einfuhren sowie Durch-
fuhren und innergemeinschaftlichem 
Verbringen

233121 Fleisch und Fleischerzeugnisse bis 1 t je Sendung 75

233122 Fleisch und Fleischerzeugnisse über 1 t je Sendung 85
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Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

233123 Geflügelfleisch und Geflügelfleischer- je Sendung 80
zeugnisse bis 4 t

233124 Geflügelfleisch und Geflügelfleischer- je Sendung 90
zeugnisse über 4 t

233125 sonstige Lebensmittel tierischen je Sendung bis 200 75
Ursprungs Packstücke

233126 sonstige Lebensmittel tierischen je weiteres kontrol- 10
Ursprungs liertes Packstück 

einer Sendung

233127 andere Erzeugnisse tierischen je Sendung 75
Ursprungs

233128 nur Dokumentenkontrolle bei Nr. 233121 55
bis 233127

30. Nach Nr. 23315 wird als Nr. 23316 eingefügt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

23316 Anmeldung und Abfertigung nach Zeitaufwand 75
eines Exportes nach BmTierS-SchV, 
TierGesG, LFGB; gilt nur für den 
Flughafen Frankfurt am Main

31. In Nr. 23321 bis 23324 werden in Spalte 3 jeweils die Wörter „nach Zeitaufwand“ gestrichen
und in Spalte 4 jeweils die Angabe „30“ eingefügt.

32. In Nr. 23325 wird in Spalte 2 die Angabe „2332“ durch „23321 bis 23324 und 23328 bis 23330“
ersetzt und in Spalte 4 die Angabe „40“ durch „55“ ersetzt.

33. In Nr. 23326 wird in Spalte 2 die Angabe „2332 bis 23325“ durch „23321 bis 23324 und 23328
bis 23330“ ersetzt und in Spalte 4 die Angabe „50“ durch „65“ ersetzt.

34. Die Nr. 23328 bis 23330 werden wie folgt gefasst:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

23328 amtliche Kontrollen nach der Verord- 30
nung (EU) Nr. 2018/1660

23329 amtliche Kontrollen nach dem Durch- 30
führungsbeschluss Nr. 2011/884/EU

23330 amtliche Kontrollen nach der Verord- 30
nung (EU) Nr. 284/2012

35. In Nr. 23341 wird in Spalte 3 die Angabe „je Sendung“ und in Spalte 4 die Angabe „60“ gestri-
chen.

36. Nach Nr. 23341 wird als Nr. 233411 bis 2334133 eingefügt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

233411 Einzeltier mit Gesundheitszeugnis 75

233412 Tiergruppe mit gemeinsamem Gesund- je Gesundheitszeugnis
heitszeugnis gem. Art. 4 der Entschei-
dung der Kommission 97/794/EG
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Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

2334121 für das erste Tier 75

2334122 für jedes weitere kontrollierte Tier 20

233413 Tiergruppe gem. Art. 5 der Entschei-
dung der Kommission 97/794/EG

2334131 Wassertiere gem. Verordnung je Packliste 90
(EG) Nr. 1251/2008

2334132 andere tierseuchenrechtlich je Gesundheitszeugnis 75
reglementierte Tierarten

2334133 sonstige Tierarten je Frachtbrief 70

37. In Nr. 23342 wird in Spalte 4 die Angabe „40“ gestrichen.

38. Nach Nr. 23342 wird als Nr. 233421 und 233422 eingefügt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

233421 je Gesundheitszeugnis 55

233422 andere Dokumente 45

39. Nach Nr. 23343 wird als Nr. 23344 eingefügt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

23344 tierseuchenrechtlicher Mehraufwand nach Zeitaufwand

40. Die bisherige Nr. 23344 wird Nr. 23345.

41. Die bisherige Nr. 23345 wird Nr. 23346. In Spalte 2 wird die Angabe „23344“ durch die Angabe
„23345“ ersetzt.

42. Nach Nr. 23346 werden als Nr. 23347 bis 233475 eingefügt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

23347 Tätigkeiten im Zusammenhang
mit der Ausfuhr

233471 Absonderungsbescheinigung 20

233472 Verplombung 20

233473 Abfertigung für Neuseeland 60

233474 Abfertigung für andere Drittländer nach Zeitaufwand

233475 besondere Maßnahmen nach Zeitaufwand

43. In Nr. 2421 wird Spalte 2 wie folgt gefasst: 

„Erteilung eines Sachkundenachweises auf Grundlage einer Prüfung (§ 4 Abs. 2 i. V. m. 
Abs. 3)“.

44. In Nr. 2422 wird Spalte 2 wie folgt gefasst:

„Erteilung eines Sachkundenachweises auf Grundlage einer als gleichwertig anerkannten Qua-
lifikation (§ 4 Abs. 2)“.
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45. In Nr. 2423 wird Spalte 2 wie folgt gefasst:

„Entzug eines Sachkundenachweises (§ 4 Abs. 6)“.

46. Die bisherige Nr. 2424 wird Nr. 2425 und Spalte 2 wie folgt gefasst:

„Einwilligung zu einem abweichenden Verfahren nach § 15 Abs. 1 S. 2 i. V. m. Anlage 1, 
Nr. 1.1.1, 1.1.2 oder 2.1.2“.

47. Die bisherige Nr. 2425 wird Nr. 2424 und Spalte 2 wie folgt gefasst:

„Zulassung abweichender Verfahren nach § 13“.

48. In Nr. 24311 wird in Spalte 4 die Angabe „10“ durch „50“ ersetzt.

Artikel 22)

Änderung der Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich
des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung

Die Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr und Landesentwicklung vom 19. November 2012 (GVBl. S. 484, 2013 S. 44), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 10. September 2018 (GVBl. S. 604), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift wird die Angabe „Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL)“ durch „Wohnen
(VwKostO-MWEVW)“ ersetzt.

2. In § 1 wird das Wort „Landesentwicklung“ durch „Wohnen“ ersetzt.

3. Die Anlage zu § 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Übersicht zum Verwaltungskostenverzeichnis wird wie folgt geändert:

aa) Der Angabe zu Nr. 6 „Bauen“ werden die Wörter „und Wohnen“ angefügt.

bb) Nach der Angabe „Wirtschafts- und Berufsordnung“ zu Nr. 1 wird die Angabe „Woh-
nungswesen“ zu Nr. 68 eingefügt.

b) Nach Nr. 677 werden die folgenden Nr. 68 bis 6827 eingefügt:

Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

68 Wohnungswesen

681 Entscheidung über nach der Bewilligung 10 bis 130
von Förderungsmitteln gestellte Anträge,
die nicht die Auszahlung oder den Leis-
tungseinzug betreffen, insbesondere Ge-
nehmigungen nach den Vorschriften der
Neubaumietenverordnung 1970 und 
der Zweiten Berechnungsverordnung

682 Entscheidungen, Bestätigungen und 
Auskünfte nach dem Hessischen Woh-
nungsbindungsgesetz (HWoBindG) und
dem Hessischen Wohnraumförderge-
setz (HWoFG)

6821 Erteilen des Wohnberechtigungs- kostenfrei
scheins (§ 5 HWoBindG, § 17 Abs. 1 
HWoFG)

6822 Erteilen einer Auskunft (§ 8 Abs. 4 kostenfrei
Satz 2 HWoBindG, § 15 Abs. 2 Satz 3
HWoFG)

6823 Erteilen einer Bestätigung (§ 18 Abs. 1 30
Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 HWoBindG
oder § 19 Abs. 4 HWoFG)

6824 Auskunft über die vollständige Rück-
zahlung von Fördermitteln

68241 für Zwecke des § 18 Abs. 1 HWoBindG kostenfrei
oder des § 19 Abs. 4 HWoFG durch
die Gemeinde

2) Ändert FFN 305-69
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Nr. Gegenstand Bemessungs- Gebühr
grundlage EUR

1 2 3 4

68242 für sonstige Zwecke 10 bis 30

6825 Entscheidungen über Anträge auf
Freistellungen für

68251 Wohnungen bestimmter Art und in be- 1 000
stimmten Gebieten (§ 7 Abs. 1
HWoBindG, § 20 Abs. 2 HWoFG)

68252 eine einzelne Wohnung (§ 7 Abs. 1 je Wohnung 100
HWoBindG, § 20 Abs. 1 HWoFG)

6826 Vereinbarung zur Übertragung von Be- je Wohnung 100 bis 250
legungs- und Mietbindungen (§ 7 Abs. 2
HWoBindG, § 22 Abs. 1 und 3 HWoFG)

6827 jede andere Entscheidung nach dem 15 bis 30
HWoBindG oder HWoFG

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 10. Dezember 2019

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,  
L a n d w i r t s c h a f t  u n d
Ve r b r a u c h e r s c h u t z

H i n z

D e r  M i n i s t e r
f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,

Ve r k e h r  u n d  W o h n e n

A l - Wa z i r

D e r  M i n i s t e r
d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r
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Aufgrund des § 8 des Hessischen Lan-
desstatistikgesetzes vom 19. Mai 1987
(GVBl. I S. 67), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 19. September 2016 (GVBl.
S. 158), verordnet die Landesregierung:

§ 1

Zur Sicherstellung und Planung eines aus-
reichenden Angebotes für die Ausbildungen
nach dem Zweiten oder Fünften Teil des Pfle-
geberufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I
S. 2581), zuletzt geändert durch Gesetz vom
15. August 2019 (BGBl. I S. 1307), wird eine
Landesstatistik durchgeführt.

§ 2

(1) Die Statistik erfasst jährlich für das
vorausgegangene Kalenderjahr, erstmals für
das Jahr 2020, die Angaben zu den Erhe-
bungsmerkmalen nach § 22 und zu den
Hilfsmerkmalen nach § 23 der Pflegeberufe-
Ausbildungsfinanzierungsverordnung vom 
2. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1622).

(2) Zusätzlich zu den Angaben nach 
Abs. 1 werden für jede sich in einer Ausbil-
dung nach dem Zweiten oder Fünften Teil
des Pflegeberufegesetzes befindliche Per-
son Angaben zu folgenden Erhebungsmerk-
malen erhoben:

1. Staatsangehörigkeiten,

2. Wohngemeinde,

3. höchster allgemeinbildender Abschluss,

4. im Vorjahr besuchter Bildungsgang,

5. Bezeichnung einer vorangegangenen
abgeschlossenen beruflichen Ausbil-
dung,

6. Kalenderjahr des Abschlusses der Aus-
bildung nach Nr. 5,

7. im Vorjahr besuchtes Ausbildungsjahr,

8. Ausbildungsjahr,

9. Klassen- oder Kursbezeichnung,

10. Vertiefungseinsatz nach § 7 Abs. 4 des
Pflegeberufegesetzes laut Ausbildungs-
vertrag.

(3) Für die Erhebung besteht Auskunfts-
pflicht der Träger von Schulen, die die Aus-
bildung nach dem Zweiten oder Fünften Teil
des Pflegeberufegesetzes durchführen. Die
Daten sind bis zum 15. Februar jeden Jah-
res unter Verwendung der in der Anlage wie-
dergegebenen Erhebungsvordrucke für den
Empfänger kosten- und portofrei an das Sta-
tistische Landesamt zu übermitteln. Die
Übermittlung soll auf elektronischem Wege
erfolgen. § 6 Abs. 1 des Hessischen Lan-
desstatistikgesetzes bleibt unberührt.

(4) Eine Datenerhebung nach den Vor-
schriften des Hessischen Altenpflegegeset-
zes vom 5. Juli 2007 (GVBl. I S. 381), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. Juni 2018
(GVBl. S. 296), bleibt unberührt.

§ 3

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2020
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2022 außer Kraft.

Verordnung
über statistische Erhebungen an Pflegeschulen

(Pflegeschulen-Statistik- Verordnung – PflSchulStatV)*)

Vom 10. Dezember 2019

Wiesbaden, den 10. Dezember 2019

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e

*) Ändert FFN 300-50

Anlage
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Anlage zu § 2 
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Aufgrund

1. des

a) § 6 Abs. 2 Satz 5 und § 7 Abs. 4 und
6 Satz 2,

b) § 10 Abs. 4 und § 11 Abs. 2

jeweils in Verbindung mit § 21 des Hes-
sischen Rettungsdienstgesetzes vom
16. Dezember 2010 (GVBl. I S. 646),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12. September 2018 (GVBl. S. 580),

2. des § 9 Abs. 3 in Verbindung mit § 33
des Hessischen Krankenhausgesetzes
2011 vom 21. Dezember 2010 (GVBl. I
S. 587), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. September 2018 (GVBl. 
S. 599),

verordnet der Minister für Soziales und Inte-
gration, in den Fällen der Nr. 1 Buchst. a
und Nr. 2 im Einvernehmen mit dem Minister
des Innern und für Sport und in den Fällen
der Nr. 1 im Benehmen mit dem Landesbei-
rat für den Rettungsdienst:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung des
Hessischen Rettungsdienstgesetzes vom
3. Januar 2011 (GVBl. I S. 13), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 22. Dezember
2014 (GVBl. 2015 S. 24), wird wie folgt ge-
ändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) Die Angabe zu § 5 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 5 Qualifikation und Rechtsstellung
des Personals“

b) Nach der Angabe zu § 10 wird fol-
gende Angabe zu § 11 eingefügt:

„§ 11 Erstattung von Kosten der Zen-
tralen Leitstellen“

c) Die Angaben zum Zweiten bis Vier-
ten Teil werden wie folgt gefasst:

„Zweiter Teil

Rettungsdienstliche Versorgung
bei Großschadensereignissen und 

vergleichbaren Gefahrenlagen

Erster Abschnitt:
Allgemeine Vorschriften

§ 12 Grundsatz

§ 13 Verantwortlichkeit, 
Abstimmung

Zweiter Abschnitt:
Präklinische Versorgung

§ 14 Vorbereitende Maßnahmen

§ 15 Maßnahmen bei 
Großschadensereignissen und
vergleichbaren Gefahrenlagen

§ 16 Einsatzleitung Rettungsdienst,
Technische Einsatzleitung

§ 17 Notärztliche Leitung

§ 18 Organisatorische Leitung

Dritter Abschnitt:
Mitwirkung der Krankenhäuser

§ 19 Vorbereitende Maßnahmen

§ 20 Maßnahmen bei 
Großschadensereignissen

§ 21 Ergänzende Maßnahmen bei
Großschadensereignissen im
Krankenhaus

§ 22 Selbsthilfemaßnahmen

§ 23 Krankenhaus-Einsatzplan

§ 24 Zusätzliche Maßnahmen bei
einem erhöhten Anfall von 
Vergiftungen, 
Brandverletzungen und 
medizinisch zu versorgenden
Strahlenexpositionen

Dritter Teil

Betrieb des Rettungsdienstes

§ 25 Eignung der Leistungserbrin-
ger

§ 26 Fachliche Eignung des 
Einsatzpersonals

§ 27 Gesundheitliche Eignung des
Einsatzpersonals

§ 28 Hygiene bei der Durchführung
von Einsätzen

§ 29 Desinfektion von 
Rettungsmitteln

§ 30 Transport von Personen mit
hochkontagiösen und 
gefährlichen Krankheiten

§ 31 Verhalten im Einsatz

§ 32 Einsatzprotokolle

Vierter Teil

Rechnungswesen

§ 33 Geltungsbereich

§ 34 Geschäftsjahr, Buchführung, 
Inventar

§ 35 Jahresabschluss

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung

des Hessischen Rettungsdienstgesetzes*)

Vom 10. Dezember 2019

*) Ändert FFN 351-85
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§ 36 Aufbewahrung und Vorlage 
von Unterlagen

§ 37 Kosten- und Leistungsrech-
nung“

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4 werden nach dem Wort
„Fassung“ die Wörter „der Be-
kanntmachung“ und nach der
Angabe „(GVBl. S. 26)“ ein
Komma und die Angabe „zuletzt
geändert durch Gesetz 
vom 23. August 2018 (GVBl. 
S. 374)“ eingefügt.

bb) Die Nr. 7 wird durch die folgen-
den Nr. 7 bis 12 ersetzt:

„7. die Lagemeldung bei be-
sonderen Ereignissen und
Schadensfällen an das in
dem für den Brand- und
Katastrophenschutz zu-
ständigen Ministerium ein-
gerichtete Lagezentrum
der Hessischen Landesre-
gierung sowie an das Re-
gierungspräsidium und die
Leitfunkstelle,

8. die Einrichtung und der
Betrieb einer Alarmemp-
fangsanlage für Brandmel-
deanlagen nach DIN
14675 in Sonderbauten
nach § 2 Abs. 9 der Hessi-
schen Bauordnung sowie
anderer automatisierter
Notrufsysteme,

9. die Auslösung der War-
nung der Bevölkerung im
örtlichen Zuständigkeits-
bereich aufgrund einer An-
weisung durch die Stellen
nach Nr. 4,

10. die Entgegennahme und
Weiterleitung von Hoch-
wasserwarnmeldungen an
die zuständigen Stellen
nach § 53 des Hessi-
schen Wassergesetzes
vom 14. Dezember 2010
(GVBl. I S. 548), zuletzt
geändert durch Gesetz
vom 22. August 2018
(GVBl. S. 366),

11. die Entgegennahme amtli-
cher Warnungen über Wet-
tererscheinungen nach § 4
Abs. 1 Nr. 3 des DWD-Ge-
setzes vom 10. Septem-
ber 1998 (BGBl. I
S. 2871), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 17. Juli
2017 (BGBl. I S. 2642),
und die Vornahme von Be-
nachrichtigungen an die in
Nr. 4 genannten Stellen,

12. die Entgegennahme von
Meldungen und die 
Benachrichtigungen der 
Gefahrenabwehrbehörden
nach § 85 Abs. 1 des Hes-

sischen Gesetzes über die
öffentliche Sicherheit und
Ordnung in dringlichen
Fällen außerhalb der übli-
chen Dienstzeiten.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 3 werden nach den Wör-
tern „Zuteilung der“ die Wörter
„Alarmierungsgruppen oder“
eingefügt.

bb) Als Nr. 5 wird eingefügt:

„5. der Betrieb des Service-
points Digitalfunk mit min-
destens einer Vollzeitstel-
le,“

c) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Den Zentralen Leitstellen der
kreisfreien Städte und der Landkrei-
se Fulda und Gießen (Leitfunkstel-
len) obliegen zusätzlich folgende
überörtliche Aufgaben:

1. die Unterstützung nachgeord-
neter Betriebsleitungen in allen
Fragen der Einsatzabwicklung
und deren Ausfallsicherung
(Reservebetrieb),

2. das Sammeln von Lagemeldun-
gen über besondere Vorkomm-
nisse und Schadensfälle von
nachgeordneten Betriebsleitun-
gen, die Aufbereitung und Wei-
termeldung an das in dem für
den Brand- und Katastrophen-
schutz zuständigen Ministerium
eingerichtete Lagezentrum der
Hessischen Landesregierung,

3. die überregionale Alarmierung
auf Anforderung einer nachge-
ordneten Betriebsleitung,

4. die überregionale Warnung der
Bevölkerung über das modulare
Warnsystem MoWaS auf Anfor-
derung einer nachgeordneten
Betriebsleitung,

5. die Entgegennahme von Mate-
rialanforderungen und Vornah-
me von Benachrichtigungen an
das Hessische Katastrophen-
schutz-Zentrallager.

Das für den Brand- und Katastro-
phenschutz zuständige Ministerium
bestimmt, für welche Leitstellenbe-
reiche als nachgeordnete Betriebs-
leitungen diese Aufgaben jeweils
wahrgenommen werden.“

3. § 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das Nähere zur Steuerung des Einsat-
zes der für Sekundärtransporte verfüg-
baren Hubschrauber und der entspre-
chenden bodengebundenen Rettungs-
mittel regelt das für das Rettungswesen
zuständige Ministerium.“

4. In § 4 Abs. 2 werden nach den Wörtern
„Alarm- und“ die Wörter „Ausrückeord-
nungen sowie“ eingefügt.

5. § 5 wird wie folgt geändert:
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a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 5 Qualifikation und Rechtsstellung
des Personals“

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchst. a wird nach
dem Wort „Dienst“ die An-
gabe „und eine dem F III
Lehrgang vergleichbare
Zusatzausbildung“ einge-
fügt.

bbb) In Buchst. b wird die An-
gabe „B III oder“ gestri-
chen.

bb) Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchst. a werden nach
der Angabe „(BGBl. I 
S. 1348)“ ein Komma und
die Angabe „zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 
15. August 2019 (BGBl. I
S. 1307),“ eingefügt.

bbb) In Buchst. b werden nach
dem Wort „Berufserfah-
rung“ die Wörter „in Voll-
zeit oder entsprechend
länger in Teilzeit“ einge-
fügt.

c) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Eine Ausbildung nach Abs. 1
Nr. 1 und Nr. 2 oder der Erwerb der
Berufserfahrung nach Abs. 1 Nr. 2
kann auch während der einjährigen
Ausbildungsphase zum Einsatzsach-
bearbeiter nach Abs. 1 Nr. 3 erfol-
gen.“

d) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden
die Abs. 3 und 4.

e) Als Abs. 5 bis 8 werden angefügt:

„(5) Die Zentralen Leitstellen neh-
men öffentliche Aufgaben der Gefah-
renabwehr wahr. Die Einsatzsatz-
sachbearbeiterinnen und Einsatz-
sachbearbeiter in den Zentralen Leit-
stellen sind Tarifbeschäftigte des
Trägers des Rettungsdienstes oder
stehen in einem Beamtenverhältnis
zu diesem.

(6) Für jeden Bediensteten in den
Zentralen Leitstellen muss ein Füh-
rungszeugnis nach § 30 Abs. 1 
Satz 1 des Bundeszentralregisterge-
setzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Dezember 2011
(BGBl. I S. 2714), zuletzt geändert
durch Gesetz von 21. Juni 2019
(BGBl. I S. 846), vorliegen, aus dem
sich keine belastenden, einer mögli-
chen Aufgabenübertragung entge-
genstehenden Sachverhalte ergeben
dürfen.

(7) Die eingesetzten Bedienste-
ten sind gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 3 des
Hessischen Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes vom 19. Dezember
2014 (GVBl. S. 364) im Rahmen des
personellen Sabotageschutzes zu

überprüfen. Aus der Überprüfung
dürfen sich keine belastenden Sach-
verhalte ergeben. § 14 Abs. 2 Satz 1
und 2 des Hessischen Sicherheits-
überprüfungsgesetzes gilt entspre-
chend.

(8) Alle tarifbeschäftigten Be-
diensteten sind gemäß den Regelun-
gen des Verpflichtungsgesetzes vom
2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547),
geändert durch Gesetz vom 15. Au-
gust 1974 (BGBl. I S. 1942), und des
Durchführungserlasses vom 21. Mai
2015 (StAnz. S. 631) zu verpflich-
ten.“

6. § 6 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Fortbildung des Personals
der Zentralen Leitstellen umfasst jähr-
lich mindestens 120 Stunden, die sich
aus theoretischen und praktischen Be-
standteilen zusammensetzt. Gegen-
stand der Fortbildungen sollen insbe-
sondere sein:

1. aktuelle Themen des Brandschut-
zes, des Rettungsdienstes und des
Katastrophenschutzes,

2. Schulungen zu Einsatzkonzepten
und

3. leitstellenspezifische Themen.

Als praktische Tätigkeiten sind vorzuse-
hen:

1. Einsatztätigkeiten im Bereich von
hochfrequenten Systemen des Ret-
tungsdienstes und des Brandschut-
zes oder

2. Praktika in Notaufnahmen von Klini-
ken oder in anderen Leitstellen.

Die Schwerpunkte der Fortbildungen
legt der Träger der zentralen Leitstelle
unter Berücksichtigung einer gleichmä-
ßigen Verteilung fest. Die Fortbildungen
nach Satz 2 können intern durch die
Träger der jeweiligen Zentralen Leitstel-
len oder an der Hessischen Landesfeu-
erwehrschule, insbesondere durch die
Teilnahme an Fortbildungsseminaren für
Einsatzbearbeiterinnen und Einsatzbe-
arbeiter, erfolgen.“

7. In § 7 wird das Wort „Ausrückepläne“
durch die Wörter „Ausrückeordnungen
sowie Einsatzpläne“ ersetzt.

8. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „kön-
nen“ durch „sind“ und die Wör-
ter „erhoben werden“ durch „zu
erheben“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Art und Umfang werden durch
das für das Rettungswesen zu-
ständige Ministerium festge-
legt.“

b) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Zur Erfüllung der den Gefah-
renabwehr- und Polizeibehörden
nach § 1 Abs. 1 des Hessischen Ge-
setzes über die öffentliche Sicherheit
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und Ordnung übertragenen Aufga-
ben der Gefahrenabwehr übermittelt
die Zentrale Leitstelle bei Großscha-
densereignissen und Katastrophen
die auf der „Suchdienstkarte für Ver-
letzte/Kranke“ erhobenen Daten von
Personen, die rettungs-, sanitäts-
oder betreuungsdienstlich versorgt
wurden, zur Weiterverarbeitung an
die zuständigen Gefahrenabwehr-
und Polizeibehörden.“

9. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 werden die Wörter „Alarm
und Ausrückeplänen“ durch „Alarm-
und Ausrückeordnungen sowie Ein-
satzplänen“ ersetzt.

b) Dem Abs. 3 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Zur Verkürzung des therapiefreien
Intervalls können ergänzende Syste-
me, die nicht Bestandteil des Ret-
tungsdienstes nach § 3 Abs. 1 des
Hessischen Rettungsdienstgesetzes
sind, entsprechend berücksichtigt
werden.“

c) In Abs. 5 wird das Wort „Ausrücke-
pläne“ durch die Wörter „Ausrücke-
ordnungen sowie der Einsatzpläne“
ersetzt.

10. In § 10 Abs. 2 werden nach dem Wort
„Ausrückeordnungen“ die Wörter „sowie
der Einsatzpläne“ eingefügt.

11. Nach § 10 wird als neuer § 11 wird ein-
gefügt:

„§ 11

Erstattung von Kosten der
Zentralen Leitstellen

Das Land erstattet den Trägern des
Rettungsdienstes jährlich die Kosten für
die Zentralen Leitstellen in Höhe von

1. 0,20 Euro pro Einwohner für das
Jahr 2020 und

2. 0,35 Euro pro Einwohner ab dem
Jahr 2021.

Die Berechnung der Erstattung erfolgt
jeweils auf Grundlage der zum Erstat-
tungszeitpunkt aktuellen Einwohnersta-
tistik des Hessischen Statistischen Lan-
desamtes.“

12. Der bisherige § 11 wird § 12 und in 
Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „13“
durch „14“ ersetzt.

13. Der bisherige § 12 wird § 13 und wie
folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „11“ durch
„12“ ersetzt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

14. Der bisherige § 13 wird § 14 und Abs. 3
wird wie folgt gefasst:

„(3) Auf der Grundlage der geplanten
vorbereitenden Maßnahmen ist ein be-
sonderer Schutzplan (MANV-Konzept
Hessen) zu erstellen oder die allgemei-
ne Alarm- und Ausrückeordnung sowie
der Einsatzplan nach § 7 Abs. 1 ent-
sprechend zu ergänzen. Das Nähere

dazu regelt das für den Rettungsdienst
zuständige Ministerium.“

15. Der bisherige § 14 wird § 15 und in 
Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „13“
durch „14“ ersetzt.

16. Der bisherige § 15 wird § 16 und wird
wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sie wird durch den Träger des Ret-
tungsdienstes bestellt und ist ent-
sprechend der Schadenslage perso-
nell und technisch angemessen aus-
zustatten.“

b) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Die Kosten für die personelle,
technische und sachliche Ausstat-
tung der Einsatzleitung Rettungs-
dienst sowie für deren Aus- und Fort-
bildung tragen die Träger des Ret-
tungsdienstes.“

17. Der bisherige § 16 wird § 17 und wird in
Abs. 2 wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „25“
durch „26“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „25“ durch
„26“ ersetzt.

18. Der bisherige § 17 wird § 18 und Abs. 2
wird wie folgt geändert:

a) Als neuer Satz 2 wird eingefügt:

„Die im Rettungsdienstbereich be-
auftragten Leistungserbringer kön-
nen eine Person für die Bestellung
zur Organisatorischen Leiterin oder
zum Organisatorischen Leiter vor-
schlagen.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und
die Angabe „16“ durch „17“ ersetzt.

19. Die bisherigen §§ 18 bis 20 werden die
§§ 19 bis 21.

20. Der bisherige § 21 wird § 22 und in 
Satz 3 wird die Angabe „22“ durch „23“
ersetzt.

21. Der bisherige § 22 wird § 23 und in 
Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „18 bis
21“ durch „19 bis 22“ ersetzt.

22. Der bisherige § 23 wird § 24.

23. Der bisherige § 24 wird § 25 und Abs. 1
wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nr. 1 Buchst. b wird wie folgt
gefasst:

„b) eine fachliche Eignung auf dem
Gebiet des Rettungsdienstes,
nachgewiesen durch

aa) das Ablegen einer Prüfung
in einem rettungsfachlichen
Ausbildungs- oder Studien-
gang, mindestens jedoch
nach dem Rettungsassis-
tentengesetz oder

bb) eine vorausgegangene lei-
tende Tätigkeit in einem
Unternehmen, das ret-
tungsdienstliche Leistun-
gen erbringt,“
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b) Nach Satz 1 wird folgender Satz ein-
gefügt:

„Die fachliche Eignung nach Satz 1
Nr. 1 Buchst. b ist nachgewiesen,
wenn eine andere Person in leiten-
der Position des Betriebes die Anfor-
derungen nach Satz 1 Nr. 1 
Buchst. b Doppelbuchst. aa oder bb
erfüllt.“

24. Der bisherige § 25 wird § 26 und wie
folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nr. 1 werden die Wörter
„haben und“ durch die An-
gabe „haben,“ ersetzt.

bbb) In Nr. 2 wird der Punkt am
Ende durch das Wort
„und“ ersetzt.

ccc) Als Nr. 3 wird angefügt:

„3. über Kenntnisse der
deutschen Sprache in
Wort und Schrift ent-
sprechend Sprachlevel
2 des Gemeinsamen
Europäischen Refe-
renzrahmens für Spra-
chen verfügen.“

bb) In Satz 2 wird die Angabe „16“
durch „38“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nr. 1 Buchst. b wird das
Wort „und“ durch ein Kom-
ma ersetzt. 

bbb) In Nr. 2 wird der Punkt am
Ende durch das Wort
„und“ ersetzt. 

ccc) Als Nr. 3 wird angefügt:

„3. über Kenntnisse der
deutschen Sprache in
Wort und Schrift ent-
sprechend Sprachlevel
2 des Gemeinsamen
Europäischen Refe-
renzrahmens für Spra-
chen verfügen.“

bb) In Satz 2 wird die Angabe
„2021“ durch „2024“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe
„(BGBl. I S. 4280)“ die Angabe
„, zuletzt geändert durch Gesetz
vom 15. August 2019 (BGBl. I
S. 1307),“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

d) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Auf Notarzteinsatzfahrzeugen
darf der Leistungserbringer grund-
sätzlich nur Personen einsetzen, die
über

1. eine Erlaubnis nach

a) § 1 des Notfallsanitäterge-
setzes oder

b) § 1 Satz 1 des Rettungs-
assistentengesetzes und

2. Kenntnisse der deutschen Spra-
che in Wort und Schrift entspre-
chend dem Sprachlevel 2 des
Gemeinsamen Europäischen
Referenzrahmen für Sprachen

verfügen. Abweichend von Satz 1 
Nr. 1 können auf Notarzteinsatzfahr-
zeugen auch Personen eingesetzt
werden, die mindestens

1. eine Ausbildung nach der Hes-
sischen Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für Rettungssani-
täter erfolgreich abgeschlossen
haben,

2. zwei Jahre Berufserfahrung in
Vollzeit in der Notfallversorgung
nachweisen können und

3. von den zuständigen Trägern
des Rettungsdienstes aner-
kannt sind.

Bei Personalengpässen ist die Be-
setzung von Rettungswagen oder
Mehrzweckfahrzeugen mit Notfallsa-
nitäterinnen oder Notfallsanitätern
gegenüber einer Besetzung eines
Notarzteinsatzfahrzeuges vorrangig.
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 3 gilt
entsprechend.

e) Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Die fachlichen Anforderungen
des Einsatzpersonals in der Luftret-
tung sind im Fachplan Luftrettung
nach § 15 Abs. 3 des Hessischen
Rettungsdienstgesetzes zu regeln.“

25. Der bisherige § 26 wird § 27 und in 
Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „17. Juli
2009 (BGBl. I S. 2091)“ durch „9. Au-
gust 2019 (BGBl. I S. 1202)“ ersetzt.

26. Der bisherige § 27 wird § 28.

27. Der bisherige § 28 wird § 29 und in 
Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „ei-
ner“ die Wörter „Wisch- oder“ und nach
dem Wort „gereinigt“ die Wörter „oder
sachgerecht entsorgt“ eingefügt.

28. Der bisherige § 29 wird § 30.

29. Der bisherige § 30 wird § 31 und in 
Nr. 1 werden vor dem Wort „während“
die Wörter „vor und“ eingefügt.

30. Der bisherige § 31 wird § 32.

31. Der bisherige § 32 wird § 33 und die An-
gabe „33 bis 37“ durch „34 bis 37“ er-
setzt.

32. Die bisherigen §§ 33 bis 36 werden die
§§ 34 bis 37.

33. Der bisherige § 37 wird aufgehoben.

34. § 38 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 wird die Angabe „insbeson-
dere Krankenhäusern,“ gestrichen.

b) In Abs. 5 wird das Wort „und“ durch
ein Komma und die Angabe „40 
Abs. 1 Satz 2 und §“ ersetzt.

35. § 39 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
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„(1) Auf der Grundlage der anhand
der Kosten- und Leistungsnachweise
nach § 40 vorauszuberechnenden Kos-
ten und zu schätzenden Leistungen ver-
handeln die einzelnen Leistungserbrin-
ger mit den Leistungsträgern Einzelbud-
gets. Auf Basis der vereinbarten Einzel-
budgets wird von den an der Vereinba-
rung mit den Leistungsträgern beteilig-
ten Leistungserbringern ein Gesamt-
budget für den jeweiligen Rettungs-
dienstbereich erstellt.“

36. In § 41 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter
„Das Gesamtbudget“ durch „Die Einzel-

budgets und das daraus erstellte Ge-
samtbudget“ und das Wort „jeweils“
durch „mindestens“ ersetzt.

37. In § 45 wird die Angabe „2019“ durch
„2026“ ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 10. Dezember 2019

D e r  M i n i s t e r  
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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